Alle zur Gemeinde gehörigen Einwohner sind zu den Gemeindebedürfnissen beizutragen verpflichtet. Doch darf die Befriedigung eines solchen Gemeindebedürfnisses nicht auf Kosten einer einzelnen Klasse von Eingesessenen erfolgen.

12 Ibbenbürener Wirte vor dem Königlichen Schöffengericht - weil vor ihrer Schanktür keine Laterne brannte

Von Friedrich E. Hunsche

Im Jahre 1884 sollten zwölf Gastwirte in Ibbenbüren von der Polizei bestraft werden, weil sie angeblich alle während der Dunkelheit abends den Platz vor ihren Wirtschaften unbeleuchtet gelassen hatten. Da alle dagegen Einspruch erhoben und aussagten, das sie ihre Lokale mit Eintritt der Dunkelheit schließen, musste die Sache vor dem Schöffengericht Ibbenbüren verhandelt werden. Dabei wurden die zwölf Gastwirte auf Kosten der Staatskasse freigesprochen! Wir veröffentlichen hier ein uns von Herrn Mohrmann zur Verfügung gestelltes Schriftstück von 1884, das folgenden Wortlaut hat: 

Im Namen des Königs! 

In der Strafsache gegen

1.
den Wirt Ferdinand Hoffschulte,

2.
den Wirt Georg Rohmann,

3.
den Wirt Anton Mohrmann,

4.
den Wirt Hermann Brockmöller,

5.
den Wirt Theodor Herbring,

6.
den Wirt Rudolf Hantelmann,

7.
den Wirt Heinrich Jörgens,

8.
den Wirt Carl Kröner,

9.
den Wirt Theodor Dorfmüller,

10.
den Wirt Heinrich Herbring,

11.
den Wirt Joseph Vahle,

12.
den Wirt Friedrich Drees,

sämtliche zu Ibbenbüren wegen Übertretung der Lokalpolizeiverordnung vom 30. November 1883 hat das Königliche Schöffengericht zur Ibbenbüren in der Sitzung vom 29. October 1884, an welcher teilgenommen haben:

1.
Amtsrichter Boele als Vorsitzende,

2.
Gutsbesitzer von Baar und

3.
Landwirt Benningmeyer als Schöffen,

Amtmann Dittrich als Beamter der Staatsanwaltschaft,

Büreau-Diätar Nacke als Gerichtsschreiber, für  Recht  erkannt.  Die Angeklagten  werden kostenlos freigesprochen, die denselben erwachsenen   nothwendigen   Auslagen   werden   der Staatskasse auferlegt.

Von Rechts wegen.

Gründe

Die Königliche Regierung zu Münster hat unterm 16. August vorigen Jahres eine Verordnung betreffend die Verpflichtung der Gast- und Schenkwirte zur Beleuchtung der Vorplätze ihrer Häuser erlassen, in welcher unter anderen folgende Bestimmungen getroffen sind:

§ 1. Für diejenigen Städte und geschlossenen Ortschaften oder Theile von Städten und geschlossenen Ortschaften, in welchen eine öffentliche Straßenbeleuchtung nicht vorhanden oder dieselbe nach dem Urtheile der Ortspolizeibehörde nicht ausreichend ist, um die ordnungsmäßige polizeiliche Beaufsichtigung den zum Gast- und Schenkwirthschaftsbetriebe dienenden Lokale bzw. deren Eingänge und Vorplätze derselben vom Eintritt der Dunkelheit an zu ermöglichen, kann durch eine in ortsüblicher Weise zu erlassende Bekanntmachung der Ortspolizeibehörde den Gast- und Schenkwirtschafts-Inhabern die Verpflichtung auferlegt werden, die in den §§4 und 5 bezeichneten Beleuchtungseinrichtungen an ihren Häusern anzubringen und zu unterhalten.

§ 4. Zur Beleuchtung der Eingänge und Vorplätze der Gast- und Schenkwirthschaften in den betreffenden Orten oder Ortstheilen ist oberhalb der Hausthüre eines jeden derartigen Lokals oder aber, wenn es die Polizeibehörde genehmigt, auf einem vor dem Hause errichteten Laternenpfahle eine Laterne und zwar in der Weise anzubringen, daß deren Licht nach allen Seiten hin ausstrahlen kann. Die Gläser dieser Laternen müssen wenigstens eine Höhe von 30 Cm und eine Breite von 20 Cm haben und ihr Licht muß ein so starkes sein, daß durch sie der Platz vor dem Hause beziehungsweise der angrenzende Straßentheil mindestens bis auf eine Entfernung von 12 Meter hell erleuchtet wird.

§ 5. Die Laterne ist allabendlich von dem Eintritt der Dunkelheit und spätestens anfangend in den Monaten December um 5 Uhr, Januar, November um 6 Uhr, Februar, October um 7 Uhr, März, September um 8 Uhr, April, Mai, August um 9 Uhr solange brennend zu erhalten, als die Gaststube oder die sonstigen zur Bewirthung oder zum Ausschank dienenden Räume dem Publikum geöffnet sind.

Auf Grund dieser Verordnung hat die hiesige Polizeibehörde unterm 30. November vorigen Jahres eine diesbezügliche Bekanntmachung erlassen, selbige durch das hiesige amtliche Kreisblatt bekanntmachen und den sämtlichen Wirthen der Stadt Ibbenbüren besondere Mittheilung zukommen lassen.

Unterm 6. März dieses Jahres ist dann gegen die Angeklagten von der Polizeibehörde wegen Nichtbeachtung dieser Vorschrift Strafbefehl erlassen, gegen welchen dieselben rechtzeitig die richterliche Entscheidung nachgesucht, indem sie einmal die Rechtsbeständigkeit der Verordnung der Königlichen Regierung vom 16. August 1883 bestreiten, sich ferner zum Theil auf eine von ihnen erlassene Bekanntmachung des Inhalts berufen, daß ihre Schenken des Abends vom Eintritt der Dunkelheit an geschlossen seien, endlich auch, wenigstens zwei derselben, behaupten, daß sie bei Erlaß des Strafbefehls im Besitze vorschriftsmäßiger Laternen gewesen seien. Freisprechung ist beantragt.

Dieselbe erscheint rechtlich begründet. Zufolge § 11 des Gesetzes vom 11. März 1850, betreffend die Polizei-Verwaltung, sind die Bezirksregierungen befugt, für mehrere Gemeinden ihres Bezirkes oder für den ganzen Umfang derselben gültige Polizeivorschriften zu erlassen, doch ist in dem § 15 diese Befugniß durch die Bestimmung beschränkt, daß eine derartige Verordnung nicht mit einem bestehenden Gesetze in Widerspruch treten darf. Die Verordnung der Königlichen Regierung zu Münster vom 16. August 1883 setzt sich aber in Widerspruch mit dem § 59 der Landgemeindeordnung für die Provinz Westfalen vom 19. März 1856, welche besagt:

„Alle zur Gemeinde gehörigen Einwohner sind zu den Gemeindebedürfnissen beizutragen verpflichtet; betrifft aber das Bedürfniß nur das Interesse einzelner Klassen von Gemeindemitgliedern oder einzelner für sich bestehender Abtheilungen des Gemeindebezirks, so leisten auch nur diese die zur Befriedigung desselben nöthigen Geldbeiträge und Dienste."

Inhaltlich dieser gesetzlichen Bestimmung müssen die sämtlichen Einwohner einer Gemeinde zu den Gemeindebedürfnissen beisteuern und darf die Befriedigung eines solchen nicht auf Kosten einer einzelnen Klasse von Eingesessenen erfolgen, wie solche augenscheinlich durch die Regierungsverordnung angestrebt wird.

Schon die Fassung des § 1 läßt es kaum zweifelhaft erscheinen, daß die Verordnung lediglich die Einführung beziehungsweise die Verbesserung der Straßenbelechtung, eines Gemeindebedürfnisses, welches allen Einwohnern ohne Ausnahme zu Gute kommt, im Auge hat; völlig ausgeschlossen erscheint aber jeder Zweifel durch die in § 4 vorgesehene Bestimmung, daß die anzubringende Laterne auf 12 Meter oder 36 Fuß mit dem Vorplatz beziehungsweise die angrenzende Straße zu beleuchten geeignet sein muß. Hier ist unzweideutig gesagt, daß durch die von den Schenkwirthen anzubringenden Laternen eine Verbesserung bzw. Ergänzung der etwa mangelhaften öffentlichen Straßenbeleuchtung herbeigeführt werden soll. In den kleineren Städten, für welche recht eigentlich die Verordnung bestimmt ist, wird sich kaum eine einzige Schenkwirthschaft finden, deren Vorplatz auch die Breite von 6 Meter, geschweige denn von 12 Meter einnimmt.

Die Verordnung legt auf diese Weise den Schenk- und Gastwirthen neben der auf Grund ihres Gewerbes zu zahlenden Gewerbesteuer oberdrein eine fernere Steuer auf, welche sie zu zahlen rechtlich nicht verpflichtet sind.

Abgesehen hiervon erscheint die Verordnung auch um deswillen hinfällig, weil § 1 die Frage, ob die öffentliche Straßenbeleuchtung ausreichend ist oder nicht, lediglich von dem Urtheile der Ortspolizeibehörde abhängig gemacht und jeder weitern Prüfung und Untersuchung derselben in dem Rechtswege ausgeschlossen ist. Es kann hiernach die Verordnung der Könglichen Regierung zu Münster vom 16. August 1883 als rechtsbeständig nicht erachtet werden und mußte schon aus diesem Grunde die Freisprechung der Angeklagten erfolgen. Eventuell würde den Angeklagten, wenigstens denjenigen, welche am 6. März 1884 beziehungsweise schon am 11. November 1873 bekannt gemacht haben, daß ihre Wirthschaften von dem Eintritt der Dunkelheit an geschlossen seien, eine strafbare Handlung nicht zur Last gelegt werden könne, da auf Nachfrage derselben der Königliche Landrath Belli, die der Ortspolizeibehörde nächst vorgesetzte Instanz, sich dahin ausgesprochen, daß in diesem Falle seines Erachtens die Beschaffung einer Laterne nicht erforderlich sei und die desfallsigen Angeklagten selbst eine irrthümliche Auffassung seitens des Landraths vorausgesetzt, sich jedenfalls in guten Glauben beziehungsweise in einen verzeihlichen Irrthum befunden haben.

Der Kostenpunkt regelt sich nach § 499 der Strafprozeßordnung, wobei es nach Lage der Sache angezeigt erschienen, die den Angeklagten erwachsenen nothwendigen Auslagen der

Staatskasse aufzuerlegen.


(gez.) Boele

Abschrift für den Wirth Herrn A. Mohrmann,

*
hier.

Nota bene! Im Grunde war es also nicht die Ibbenbürener Polizei, die den 12 Gastwirten etwas an den Laternen flicken wollte, sondern die Verordnung der Königlichen Regierung in Münster vom 16. August 1883 stand im Widerspruch zur Landgemeindeordnung für die Provinz Westfalen vom 19. März 1856! Vermutlich haben die Ibbenbürener Gastwirte dabei ihren Spaß gehabt.

